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Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoff-

emissionshandelsgesetzes (Bearbeitungsstand: 02.07.2026) 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen der Verbändebeteiligung zum 

Referentenentwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 

(BEHG) und nehmen diese gerne wahr. Der Bundesverband der Keramischen Industrie e.V. vertritt die 

überwiegend mittelständisch geprägten Unternehmen der feinkeramischen Industrie in Deutschland 

(u. a. Sanitärkeramik- und Geschirrhersteller sowie Technische Keramik). Diese Unternehmen sind 

energieintensiv und zur Erzeugung der für Brenn- und Trocknungsprozesse erforderlichen 

Hochtemperatur-Prozesswärme mangels breit verfügbarer, technisch ausgereifter und wirtschaftlich 

tragfähiger Alternativen weiterhin überwiegend auf Erdgas angewiesen. 

Wir konzentrieren uns in dieser Stellungnahme auf einen aus unserer Sicht zentralen Punkt, der im 

vorliegenden Referentenentwurf nicht behandelt wird, aus Verbandssicht aber vor Abschluss des 

Gesetzgebungsverfahrens dringend adressiert werden sollte und berücksichtigt werden muss. 

Fehlende Berücksichtigung der bereits verbindlichen EU-Brennstoffbenchmarks in der Carbon-
Leakage-Kompensation (BECV) 

Der Referentenentwurf regelt die Stabilisierung des nationalen CO₂-Preiskorridors (55 bis 65 Euro je 

Emissionszertifikat) auch für das Jahr 2027 sowie die hierfür erforderlichen Folgeänderungen der 

Brennstoffemissionshandelsverordnung (BEHV) und der Doppelbilanzierungsverordnung (BEDV). Die 

Verordnung über Maßnahmen zur Vermeidung von Carbon-Leakage durch den nationalen 

Brennstoffemissionshandel (BECV) wird im gesamten Entwurf vom 2. Juli 2026 nicht erwähnt. Vor 

allem aber wird die Durchführungsverordnung (EU) 2026/1412 der Kommission vom 26. Juni 2026 zur 

Festlegung angepasster Benchmarkwerte für die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten für 
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den Zeitraum 2026-2030 (ABl. L, 2026/1412 vom 29.6.2026), die am 30. Juni 2026 in Kraft getreten ist, 

im Referentenentwurf weder erwähnt noch inhaltlich berücksichtigt. 

Zum Hintergrund: Die im Mai 2026 zur Konsultation gestellten überarbeiteten Benchmarkwerte für die 

zweite Hälfte der 4. Handelsperiode (2026–2030) des EU-ETS 1 wurden mit der 

Durchführungsverordnung (EU) 2026/1412 vom 26. Juni 2026 verbindlich festgelegt. Danach sinkt der 

für die Wärme- und Prozesswärmeerzeugung maßgebliche Brennstoff-Benchmark von 42,6 auf 28,1 

Zertifikate/TJ – eine Absenkung um rund 34 Prozent. 

Entscheidend ist, dass § 2 BECV den Brennstoff-Benchmark nicht als festen Zahlenwert definiert, 

sondern als den „im jeweiligen Durchführungsrechtsakt nach Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 

2003/87/EG für das jeweilige Abrechnungsjahr festgelegten Emissionswert“ – also dynamisch 

verweisend auf den jeweils aktuellen EU-Durchführungsrechtsakt. Nach § 9 Absatz 1 BECV wird dieser 

Wert direkt mit der beihilfefähigen Brennstoffmenge multipliziert und geht damit linear in die 

maßgebliche Emissionsmenge ein; nach § 8 Absatz 1 BECV bestimmt diese Emissionsmenge wiederum 

unmittelbar den Gesamtbeihilfebetrag. Senkt die Europäische Kommission den Benchmark per 

Durchführungsverordnung – wie hier mit der Durchführungsverordnung (EU) 2026/1412 um rund 34 

Prozent –, sinken maßgebliche Emissionsmenge und Gesamtbeihilfebetrag im gleichen Verhältnis. Der 

deutsche Verordnungsgeber muss die BECV hierfür nicht selbst ändern – die Kürzung tritt allein durch 

die EU-Durchführungsverordnung ein, ohne jede Befassung des Bundestages oder Bundesrates. 

Für die keramische Industrie mit ihrem hohen Anteil an Erdgaseinsatz zur Erzeugung von 

Prozesswärme wiegt dies besonders schwer: Bereits nach geltendem Recht wird bei Einsatz von Erdgas 

als Brennstoff ein zusätzlicher Abschlag auf die Kompensation vorgenommen. In Kombination mit dem 

gesunkenen Brennstoff-Benchmark drohen daher spürbare Kürzungen der Carbon-Leakage-

Kompensation gerade für die Unternehmen, die technisch über die geringsten Möglichkeiten verfügen, 

auf andere Energieträger auszuweichen. 

Dies steht in Widerspruch zur erklärten Zielsetzung des Referentenentwurfs: Die Begründung (Teil A) 

rechtfertigt die Preisstabilisierung ausdrücklich mit dem Ziel, in einem angespannten Energie- und 

Rohstoffmarktumfeld Planungssicherheit für Unternehmen zu schaffen. Dieses Ziel wird konterkariert, 

wenn parallel – ohne jede Erwähnung im Gesetzentwurf oder seiner Begründung – die 

Kompensationsseite über die novellierte, bereits verbindliche Benchmarkgrundlage real sinkt. Im 

Ergebnis kann die Nettobelastung (CO₂-Preis abzüglich Carbon-Leakage-Kompensation) für 

benchmark- und gasabhängige Branchen wie die keramische Industrie im Jahr 2027 steigen, obwohl 

der nominale CO₂-Preiskorridor unverändert bleibt. Die Durchführungsverordnung (EU) 2026/1412 

wurde bereits am 26. Juni 2026 erlassen und trat am 30. Juni 2026 in Kraft – und lag damit bereits vor 

Vorlage des Referentenentwurfs vom 2. Juli 2026 vor; ihre Nichtberücksichtigung ist daher nicht durch 

zeitliche Überschneidung, sondern nur durch eine fehlende Verknüpfung der beiden Verfahren zu 

erklären. 

Impulse 
• Der Referentenentwurf muss um eine ausdrückliche Regelung ergänzt werden, die das 

Zusammenwirken von CO₂-Preisstabilisierung und den bereits verbindlichen, um rund 34 
Prozent gesenkten Benchmarkwerten nach der Durchführungsverordnung (EU) 2026/1412 
für die BECV-Kompensation adressiert. 

• Im laufenden Gesetzgebungsverfahren muss sichergestellt werden – etwa durch einen 
ergänzenden Artikel zur Änderung der BECV oder eine Übergangs- bzw. 
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Anpassungsregelung –, dass benchmarkbedingte Kompensationskürzungen für carbon-
leakage-gefährdete, gasabhängige Branchen nicht zu einer faktischen Verschärfung der 
CO₂-Kostenbelastung führen. Andernfalls werden nicht nur die erklärte 
Planungssicherheit, sondern auch der eigentliche Zweck der BECV – der Schutz vor Carbon 
Leakage – unterlaufen. Die Kürzung des Brennstoff-Benchmarks um rund 34 Prozent trifft 
die keramische Industrie zudem genau in einer Phase, in der die angespannte 
wirtschaftliche und geopolitische Lage den CO₂- und Energiepreisen der Branche ohnehin 
bereits stark zusetzt. 

 
Für Rückfragen und einen weiteren Austausch stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. Wir bitten um 
Berücksichtigung unserer Anmerkungen im weiteren Verfahren der Ressortabstimmung. 
 
Mit dieser Stellungnahme sind wir mit einer Veröffentlichung auf der Internetseite des BMUKN 
einverstanden. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Bundesverband Keramische Industrie e.V. 
Fachbereich Energie, Umwelt, Nachhaltigkeit  
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